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1. Linder & Gruber News* 
 

Vorstellung 

 

Claudia Pilz ist 19 Jahre alt und aus Gröbming und hat soeben  

in der HAK in Liezen erfolgreich die Matura absolviert.  

Sie wird ab 01. Juli bei uns in der Kanzlei im Bereich Lohnverrechnung 

tätig sein.  

 

Wir freuen uns sehr, Claudia in unserem Team begrüßen zu dürfen 

und wünschen Ihr für den Start viel Erfolg und alles Gute. 

 

 

2. Aktuelle Wirtschaftsthemen * 

 
2.1. Reduzierter Umsatzsteuersatz von 5 % - Erleichterungen bezüglich des Belegausweises 

 

BMF – Information betreffend Umsatzsteuersenkung 

Auszug: 

Es bestehen keine Bedenken, wenn dieser Ausweis des ermäßigten Steuersatzes von 5 % durch eine 

entsprechende Textanmerkung auf dem Beleg erfolgt, oder eine händische Korrektur bzw. eine Korrektur 

mittels eines Stempels auf dem Beleg vorgenommen wird. Auch durch diese Vorgehensweise können vom 

1.7.2020 bis 31.12.2020 alle gesetzlichen Anforderungen an die Belegerstellung nach der 

Registrierkassensicherheitsverordnung für die Abgabenbehörden erfüllt werden 

 

Link: https://www.bmf.gv.at/public/informationen/informationen-coronavirus/registrierkassen.html 

 

 

2.2.Covid-19 Förderungsprüfung und Kontrolle durch die Organe der Finanzverwaltung 

 

Das vor kurzem beschlossene COVID-19-Förderungsprüfungsgesetz - CFPG sieht vor, dass die Finanzämter 

als Gutachter und nicht in ihrer Funktion als Abgabenbehörde folgende finanzielle Maßnahmen zu 

überprüfen haben: 

 

 Zuschüsse 

 Haftungen nach AWS oder ÖHT 

 Härtefallfonds 

 Kurzarbeitsbeihilfen 

 



S e i t e  | 3 

 

Auswahl der Prüffälle und Anmeldung 

Die Finanzämter können grundsätzlich autonom, im Rahmen von Betriebsprüfungen, Umsatzsteuer-

Sonderprüfungen oder einer Nachschau die konkrete Inanspruchnahme von Förderungen oder Garantien 

kontrollieren. 

In der Regel wird die Fallauswahl jedoch durch das Bundesministerium für Finanzen (BMF) festgelegt 

werden. 

Diese Prüfungen sind jedenfalls gesondert anzumelden und mittels Ergänzungen am Prüfungsauftrag 

kenntlich zu machen. 

Während durch die Finanzpolizei bereits laufend Schwerpunktprüfungen bezüglich der Kurzarbeit 

durchgeführt werden, ist mit dem Beginn dieser gesonderten Prüfungshandlungen in den kommenden 

Monaten zu rechnen. 

Prüfungen bezüglich der Kurzarbeitsbeihilfen werden vom für die Lohnsteuerprüfung zuständigen 

Finanzamt durchgeführt. 

Praxishinweise 

Förderungsunterlagen sind wie abgabenrechtliche Grundaufzeichnungen chronologisch abzulegen und für 

Überprüfungen für die Dauer von 10 Jahren aufzubewahren. 

 Folgende Unterlagen sind jedenfalls bereitzuhalten: 

 Tagfertige Arbeitsaufzeichnungen 

 Aufzeichnungen bezüglich Urlaub und Gleitzeitguthaben 

 Sozialpartnerbetriebsvereinbarungen 

 AMS-Abrechnungen 

Gerade die Arbeitsaufzeichnungen werden in den kommenden Monaten verstärkt in den Fokus 

abgabenrechtlicher Prüfungen rücken. Eine umfassende Dokumentation der gesamten 

Arbeitszeiterfassung sowie der vor- und nachgelagerten Systeme ist dringend anzuraten! 

 

Dokumentation der Prüfungsergebnisse und mögliche Strafrahmen 

Prüfungsergebnisse werden in gesonderten Berichten erfasst. 

Sollte nach Abschluss einer Prüfungshandlung ein Verdacht bestehen, dass eine Straftat begangen worden 

ist, erfolgt eine Anzeige nach der Strafprozessordnung. 

Der Strafrahmen für Abgabenhinterziehung reicht bis zum doppelten eines hinterzogenen Betrags und bis 

zu vier Jahre Haft. Auf Fördermissbrauch stehen bis zu fünf Jahre Haft und zusätzlich drohen hohe Strafen 

wegen Urkundenfälschung und Betrug. 

Kontrollen finden nicht ohne vorherige Verdachtslage sowie Risikoanalyse statt. 

Redliche Unternehmen sollten also nicht unnötig belastet werden. 
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3. Corona-Fixkostenzuschuss ** 

Unternehmen, die aufgrund der Covid-19-Einschränkungen im Zeitraum vom 16.3.2020 bis 15.9.2020 

Umsatzausfälle von zumindest 40 % erleiden, können einen Antrag auf einen Fixkostenzuschuss stellen. 

Dies gilt für alle Unternehmensgrößen und Unternehmen nahezu aller Branchen. 

Der maximale Zuschuss beträgt 75 % der Fixkosten (höchstens € 90 Mio.) bei einem Umsatzausfall von 80 

bis 100 % wird noch heuer ausbezahlt und muss nicht zurückbezahlt werden. Er kann für bis zu 3 

zusammenhängende Monate geltend gemacht werden. Die Antragsfrist läuft bis zum 31.8.2021. 

 

Fixkostenzuschüsse dürfen nur Unternehmen gewährt werden, die alle nachstehende Voraussetzungen 

erfüllen: 

1. Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich 

2. operative Tätigkeit in Österreich  

3. das Unternehmen darf in den letzten drei veranlagten Jahren nicht vom Abzugsverbot (Zins- oder 

Lizenzzahlungen an niedrig besteuerte ausländische Konzerngesellschaften – „aggressive 

Steuerplanung“) betroffen gewesen sein  

4. über das Unternehmen darf in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung keine rechtskräftige 

Finanzstrafe (ausgenommen Finanzordnungswidrigkeit) oder entsprechende Verbandsgeldbuße 

aufgrund von Vorsatz verhängt worden sein  

5. das Unternehmen muss gesund sein  

6. und hat zumutbare Maßnahmen gesetzt, um die durch den Fixkostenzuschuss zu deckenden 

Fixkosten zu reduzieren 

Non-Profit-Organisationen und Neugründer 

 

Es gibt diverse Unternehmensformen und Branchen (z.B. Non-Profit-Organisationen, Unternehmen von 

Gebietskörperschaften, neu gegründete Unternehmen, die vor dem 16. März 2020 noch keine Umsätze 

erzielt haben), die keinen Fixkostenzuschuss beantragen können. Der Fixkostenzuschuss ist nach der Höhe 

des Umsatzausfalles gestaffelt und muss mindestens € 500 erreichen. 

 

Zusätzlich ist der Fixkostenzuschuss in Abhängigkeit vom Zuschussprozentsatz begrenzt: 

 25% bei einem Umsatzausfall von 40 bis 60% (max. € 30 Mio.) 

 50% bei einem Umsatzausfall von über 60 bis 80% (max. € 60 Mio.) 

 75% bei einem Umsatzausfall von über 80 bis 100% (max. € 90 Mio.) 

Der Zuschuss kann für bis zu maximal drei zusammenhängende Betrachtungszeiträume im Zeitraum 16. 

März bis 15. September 2020 beantragt werden und wird in drei Tranchen ausbezahlt. 

 

Unter Fixkosten werden Aufwendungen verstanden, die im Zeitraum vom 16.3.2020 bis 15.9.2020 

entstehen. Sie umfassen unter anderem Geschäftsraummieten und Pacht, die in unmittelbarem 

Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit des Unternehmens stehen, betriebliche Versicherungsprämien, 

Finanzierungskostenanteil der Leasingraten, Aufwendungen für Strom, Gas und Telekommunikation, 

Wertverlust bei verderblicher oder saisonaler Ware, sofern diese aufgrund der COVID-19-Krise mindestens 

50% des Wertes verlieren und einen angemessenen Unternehmerlohn bei einkommensteuerpflichtigen 

Unternehmen (natürliche Personen als Einzel- oder Mitunternehmende) in Höhe von € 666,67 und € 

2.666,67 pro Monat (Nebeneinkünfte, wie Einkünfte aus unselbständiger Arbeit, Vermietung und 

Verpachtung, Kapitaleinkünfte und sonstige Einkünfte, sind abzuziehen). 
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Der Fixkostenzuschuss ist zu vermindern um Zuwendungen von Gebietskörperschaften (Bund, Land, 

Gemeinde), die im Zusammenhang mit der COVID-19-Krise und dem damit zusammenhängenden 

wirtschaftlichen Schaden geleistet werden sowie um Entschädigungen nach dem Epidemiegesetz. 

Zahlungen im Zusammenhang mit Kurzarbeit und aus dem Härtefallfonds vermindern den 

Fixkostenzuschuss nicht. 

 

 

4. Verlängerung der Kurzarbeit ** 

 

Mit 1.6.2020 gelten Änderungen bei der COVID-19-Kurzarbeit. 

Die Beantragung von COVID-19-Maßnahmen (z.B. Fixkostenzuschuss, Kurzarbeit) waren für die 

Unternehmer mit einem teilweise enormen Verwaltungsaufwand verbunden. Während die meisten 

Anträge nun gestellt und teilweise genehmigt sind, gilt es weiterhin, auf Neuerungen zu reagieren. 

Eine Beantragung der COVID-19-Kurzarbeit konnte ursprünglich ab März 2020 vorerst für drei Monate 

befristet beantragt werden. Aufgrund der Verlängerungen der Kurzarbeit wurde die bestehende Muster-

Sozialpartnervereinbarung (nun Formularversion 7.0) überarbeitet. 

 

Die neue Sozialpartnervereinbarung (Formularversion 7.0) gilt 

 für Erstanträge mit Beginn der Kurzarbeit ab 1.6. (oder später) sowie 

 für alle Verlängerungsanträge mit Fortsetzung der Kurzarbeit ab 1.6. (oder später) ab dem 4. 

Kurzarbeitsmonat. 

Neu in der Sozialpartnervereinbarung ist unter anderem, dass der Arbeitgeber die Möglichkeit erhält, 

die Arbeitszeit einseitig über das verkürzte Ausmaß hinaus zu erhöhen, wenn keine 

berücksichtigungswürdigen Interessen des Arbeitnehmers entgegenstehen. Dem Mitarbeiter sind die Lage 

und Dauer der Arbeitszeit drei Tage im Vorhinein mitzuteilen. 

 

Erstanträge und Verlängerung 

 

Erstanträge auf Kurzarbeit können ab 1.6.2020 nicht mehr rückwirkend gestellt werden. Neue 

Kurzarbeitsbegehren sind ab sofort immer vor Beginn des Kurzarbeitszeitraums zu stellen. 

Verlängerungsbegehren können im Laufe des Juni weiterhin rückwirkend gestellt werden, ab 1.7.2020 

spätestens drei Wochen nach dem geplanten Beginn der Verlängerung. Bei Verlängerungen dürfen die 

beiden Kurzarbeitszeiträume maximal 4 Kalendertage auseinanderliegen. 

 

Um die Kurzarbeit zu verlängern, ist wie folgt vorzugehen: 

 Bei Unternehmen mit Betriebsrat ist die „Sozialpartnervereinbarung–Betriebsvereinbarung“ zu 

unterzeichnen. Bei Fehlen eines Betriebsrates ist vom Arbeitgeber und allen betroffenen 

Arbeitnehmern die „Sozialpartnervereinbarung – Einzelvereinbarung“ zu unterzeichnen. 

 Eine Verlängerung der Kurzarbeit hat über das e-AMS-Konto zu erfolgen. Das 

Verlängerungsbegehren der Kurzarbeit inklusive der neuen Sozialpartnervereinbarung 

(Formularversion 7.0) ist über das e-AMS Konto einzubringen. Eine zusätzliche Übermittlung an die 

Sozialpartner zur Einholung der Zustimmung ist nicht mehr notwendig. Die Wirtschaftskammer 

stimmt den Vereinbarungen pauschal zu. 

Wir unterstützen Sie gerne bei der Verlängerung der Kurzarbeit. 
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5.  Begünstigungen für Sportler im Sportverein ** 

 

Um trotz des COVID-19 bedingten Entfalls von Trainings und Wettkämpfen eine steuerfreie Auszahlung 

von pauschalen Reiseaufwandsentschädigungen für Sportler zu ermöglichen, wurde eine eigene 

gesetzliche Regelung geschaffen. 

Für steuerlich begünstigte („gemeinnützige“) Vereine bestehen aus abgabenrechtlicher Sicht zahlreiche 

Befreiungs- und Begünstigungsbestimmungen. Dies kann im Einzelfall etwa auch für die Gewährung von 

Vorteilen und Bezügen des Vereins an seine Funktionäre, Vereinsmitglieder und sonstige Helfer gelten. 

Eine besondere Befreiungsbestimmung besteht bei „Zuwendungen“ eines Sportvereins zur Abgeltung von 

Reiseaufwendungen seiner Sportler und Sportbetreuer. 

 

Pauschale Reiseaufwandsentschädigungen 

Pauschale Reiseaufwandsentschädigungen, die von begünstigten Sportvereinen an Sportler, Schiedsrichter 

und Sportbetreuer (z.B. Trainer, Masseure) gewährt werden, sind in Höhe von € 60 pro Einsatztag, 

höchstens aber € 540 pro Kalendermonat von der Einkommensteuer (Lohnsteuer) befreit. Unter 

denselben Voraussetzungen unterliegen derartige pauschale Reisaufwandsentschädigungen auch nicht 

der Sozialversicherungspflicht nach dem ASVG, wobei es dafür zusätzlich erforderlich ist, dass es sich bei 

der sportlichen Tätigkeit lediglich um einen Nebenberuf handelt. 

Um nachzuweisen, dass lediglich für Einsatztage pauschale Reiseaufwandsentschädigungen ausbezahlt 

wurden, müssen die Einsatztage vom Verein einzeln aufgezeichnet werden. Als Einsatztag gilt nur ein Tag, 

an dem ein Training oder Wettkampf stattfindet Weiters muss mittels (gesonderter) Abrechnung (mit dem 

Sportler, Schiedsrichter oder Sportbetreuer) dokumentiert werden, dass pauschale 

Aufwandsentschädigungen ausbezahlt wurden. 

 

Monatliches Gehalt? 

Werden unabhängig von den Einsatztagen (monatliche) Entgelte in gleicher Höhe ausbezahlt, dann ist 

dies ein Indiz, dass keine pauschalen Aufwandsentschädigungen, sondern ein vereinbartes Fixum 

vorliegen. Ein monatliches (fixes) Gehalt ist aber nach den allgemeinen steuerlichen Bestimmungen zu 

versteuern. 

 

Corona-Regelung 

Um trotz des COVID-19 bedingten Entfalls von gemeinsamen Trainings und Wettkämpfen (und damit von 

Einsatztagen) eine steuerfreie Auszahlung von pauschalen Reiseaufwandsentschädigungen zu 

ermöglichen, dürfen, wenn aufgrund der COVID-19 Krise Sportstätten gesperrt sind bzw. waren (und damit 

keine Einsatztage stattfinden) und alle anderen Voraussetzungen (Ausübung in nebenberuflicher Tätigkeit, 

Einhaltung der Tageshöchstgrenze von € 60 bzw. Monatsgrenze von € 540) für den Bezug erfüllt sind, vom 

Verein steuer- und sozialversicherungsfrei pauschale Reiseaufwandsentschädigungen ausgezahlt werden. 

Diese Ausnahmeregelung gilt für Zeiträume im Jahr 2020, in welchen die Sportstätten gesperrt 

waren und daher etwa kein gemeinsames Training oder kein gemeinsamer Wettkampf mit Einsatztagen 

stattfinden konnte. 

 

Werden – unabhängig von der speziell für Sportvereine bestehenden Begünstigung – von 

„gemeinnützigen“ Vereinen an seine Funktionäre, Mitglieder, sonstigen Helfer oder Mitarbeiter Vorteile 

und Bezüge zugewendet bzw. ausgezahlt, so ist es sinnvoll, im Vorfeld jedenfalls eine steuerliche Prüfung 

dieser „Zuwendungen“ vorzunehmen. Bei Überschreiten bestimmter Grenzen kann es nämlich rasch zum 

Vorliegen einkommensteuer- und sozialversicherungspflichtiger Bezüge kommen. Wir unterstützen und 

beraten Sie dabei gerne! 
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6. Ferienwohnung: Vermietung mit Nebenleistung als 

bäuerlicher Nebenerwerb ** 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Abgrenzung zwischen Vermietung von Ferienwohnungen und 

Urlaub am Bauernhof klargestellt. 

Die Zimmervermietung mit Frühstück ist steuerlich als Urlaub am Bauernhof zu behandeln, sofern nicht 

mehr als zehn Betten vermietet werden. Die Vermietung von Ferienwohnungen (nur Endreinigung und 

keine Verabreichung von Frühstück) stellt grundsätzlich Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung dar. 

So weit, so klar. 

 

Konzept „Urlaub am Bauernhof“ als landwirtschaftlicher Nebenerwerb 

 

Im entschiedenen Fall wurden zwei Ferienwohnungen (eine mit vier, eine mit fünf Betten) an Touristen 

vermietet. Ein Frühstück wurde nicht verabreicht. Die Gäste, die die Ferienwohnungen mieten, können 

den Hof besichtigen, bei der Arbeit zusehen und auch mithelfen; sie können auch den Bauern begleiten, 

wenn dieser sich auf der Alm um das Vieh kümmert. Auch für die Kinder wird ein Freizeitprogramm (z. B. 

„Heuschlachten“, Traktorfahren, Streicheln, Füttern und Striegeln von Tieren) geboten. Der Landwirt 

behandelte die Vermietung der Ferienwohnungen als land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerb. Seine 

Landwirtschaft war „vollpauschaliert“ und er erzielte hier Verluste. Diese Verluste glich der Landwirt mit 

den positiven Einkünften aus dem landwirtschaftlichen Nebenerwerb aus den Ferienwohnungen aus. 

 

Hätte er die Ferienwohnungen der Einkunftsart Vermietung und Verpachtung zugeordnet, so wäre ein 

Ausgleich nicht möglich gewesen, da ihm Rahmen der Vollpauschalierung steuerlich keine Verluste 

entstehen können. Es wären also die positiven Einkünfte aus der Vermietung übriggeblieben und zu 

versteuern gewesen. Das Finanzamt ordnete erwartungsgemäß die Ferienwohnungsvermietung den 

Einkünften aus Vermietung und Verpachtung zu und es kam zu einer entsprechenden 

Steuervorschreibung. 

Beschwerde an das Bundesfinanzgericht 

 

Der Bauer richtete eine Beschwerde an das Bundesfinanzgericht. Dieses gab der Beschwerde des Landwirt 

Folge. Es wertete die Ferienwohnungsvermietung im Rahmen des Konzepts „Urlaub am Bauernhof“ als 

landwirtschaftlichen Nebenerwerb. Zwar erreichten die Umsätze aus der Vermietung 32 % bis 44 % der 

Gesamteinnahmen, was an sich gegen eine untergeordnete Tätigkeit sprechen würde. Die 

gegenständliche Vermietung nehme aber weniger als 10 % der Arbeitszeit in Anspruch und erfordere nur 

einen geringen laufenden finanziellen Einsatz, woraus sich die Unterordnung ergebe. 

 

Das Finanzamt erhob eine Amtsbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof (VwGH) und begründet diese 

mit dem Fehlen des Frühstückes. Der VwGH wies darauf hin, dass ein landwirtschaftlicher Nebenerwerb 

einen engen Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Haupttätigkeit aufweisen muss und nur von 

untergeordneter Bedeutung sein darf. Die Ferienwohnungsvermietung läuft typischerweise 

unpersönlicher als die Zimmervermietung ab. 

 

Im gegenständlichen Fall war aber eine persönliche Beziehung durch die Einbindung der Gäste in die 

Landwirtschaft gegeben. Die untergeordnete Bedeutung ist gegeben, wenn die Ferienwohnungen nicht 

mehr als zehn Betten umfassen. Bei mehr als zehn Betten schließt der Verwaltungsgerichtshof einen 

Nebenerwerb nicht aus. Es ist aber eine Überprüfung im Einzelfall, ob Unterordnung vorliegt, erforderlich. 
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7. Quellensteuerrückerstattung bei Kapitalvermögen – 

Steuerlast optimieren! ** 
 

Jener Teil der ausländischen Quellensteuer, der auf die österreichische Kapitalertragsteuer nicht 

angerechnet werden kann, muss von der ausländischen Steuerbehörde im Wege eines 

Rückerstattungsverfahrens zurückgefordert werden. 

Unterhält eine in Österreich ansässige natürliche Person ein ausländisches Wertpapierdepot, so 

unterliegen auch die daraus lukrierten Wertpapiererträge der österreichischen Kapitalertragsteuer in 

Höhe von 27,5%. Im Falle von Dividendenerträgen aus ausländischen Wertpapieren besteuert in der Regel 

aber auch der ausländische Staat diese Dividende mit einer sogenannten Quellensteuer, z.B. bei Schweizer 

Aktien in Höhe von 35 % des Dividendenertrags. Die im Ausland abgeführten Quellensteuern können 

 zum einen auf die österreichische Besteuerung angerechnet und 

 zum anderen vom anderen Staat zurückgefordert werden. 

Bezieht jemand auf einem ausländischen Wertpapierdepot Dividendenerträge aus ausländischen Aktien, 

so sind die daraus lukrierten Erträge im Rahmen der jährlichen Einkommensteuererklärung vom 

Steuerpflichtigen eigens zu veranlagen. Anders als bei einem inländischen Wertpapierdepot wird die 

Kapitalertragsteuer nicht direkt von der Bank an den Fiskus abgeführt (sogenannte Endbesteuerung). 
 

Rückerstattungsverfahren 

Im Rahmen dieser Veranlagung kann (abhängig vom jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zwischen 

Österreich und dem anderen Staat) in der Regel eine ausländische Steuer in Höhe von 15% auf die 

österreichische Kapitalertragsteuer in Höhe von 27,5% im Rahmen der Veranlagung angerechnet werden. Somit 

ist man dem österreichischen Fiskus nur noch die Differenz in Höhe von 12,5% Kapitalertragsteuer schuldig. 

Jener Teil der ausländischen Quellensteuer, der nicht angerechnet werden kann, muss von der ausländischen 

Steuerbehörde im Wege eines Rückerstattungsverfahrens (und nicht vom österreichischen Fiskus) 

zurückgefordert werden. Nach erfolgreicher Rückerstattung beträgt somit die effektive Gesamtsteuerlast auf 

die ausländischen Dividendenerträge 27,5%. 
 

Beispiel ausländisches Wertpapierdepot 

Ausschüttung Schweizer Aktie (Brutto)                                                 €  10.000 

35% Quellensteuereinbehalt in der Schweiz                                         €  -3.500 
 

Österreichische Kapitalertragsteuer gesamt 27,5% € 2.750 

Schweizer Quellensteuer in Österreich anrechenbar lt. DBA Ö-CH 15%   €  -1.500 

In Österreich daher noch effektiv zu besteuern 12,5% (27,5%-15%)     €  -1.250 
 

Die nach Anrechnung auf die österreichische KESt verbleibende Quellensteuerbelastung beträgt € 2.000 (€ 

3.500. abzgl. anrechenbarer Betrag laut DBA in Höhe von € 1.500). Der Betrag in Höhe von € 2.000 kann mittels 

Antrag von den Schweizer Steuerbehörden rückgefordert werden. 
 

Im Rahmen des Rückerstattungsverfahrens zu beachten sind insbesondere die länderweise unterschiedlichen 

Antragsfristen und Antragsformalitäten bei den ausländischen Steuerbehörden! Wir unterstützen und beraten 

Sie dabei gerne! 

 

Hinweis: Sollten bisher Kapitalerträge auf ausländischen Wertpapierdepots nicht in der österreichischen 

Einkommensteuerklärung deklariert worden sein und somit eine „Sanierung“ der Vergangenheit erforderlich werden, kann 

dies unter bestimmten Voraussetzungen auch im Wege einer strafbefreienden Selbstanzeige gegenüber der 

österreichischen Finanz dargelegt werden. 


